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Genehmigungsbescheid der Bundesnetzagentur gem. § 13b Abs. 5 EnWG 

zur Systemrelevanzausweisung der Anlage Heilbronn Block 7 (BNA0434, 

SEE948609940009) 

In dem Verwaltungsverfahren 

gegenüber der 

TransnetBW GmbH, Osloer Str. 15-17, 70173 Stuttgart, vertreten durch die 

Geschäftsführung 

- Antragstellerin - 

unter Beteiligung der EnBW Energie Baden-Württemberg AG, Schelmen-

wasenstraße 15, 70567 Stuttgart, vertreten durch die Geschäftsführung 

- Beteiligte - 

wegen 

Bundesnetzagentur, 53105 Bonn 

Per Postzustellungsurkunde 

Transnet BW GmbH 

Osloer Str. 15-17 

70173 Stuttgart 
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des Antrags auf Genehmigung der Systemrelevanzausweisung der Anlage 

Heilbronn Block 7 (BNA0434, SEE948609940009) hat die Bundesnetzagentur 

für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 

4, 53113 Bonn, gesetzlich vertreten durch ihren Präsidenten Klaus Müller, am 

26.02.2026 entschieden: 

Der Antag der Antragstellerin auf Genehmigung der Ausweisung der 

Anlage Heilbronn Block 7 als systemrelevant im Sinne des § 13b 

Abs. 2 Satz 2 und Abs. 5 Satz 4 EnWG wird bis zum Zeitpunkt der 

gesicherten Inbetriebnahme der Anlage Heilbronn Block 8 am 

Standort Heilbronn, längstens bis zum Ablauf des 31.03.2031, 

genehmigt. 

Gründe: 

I. 

Die Beteiligte betreibt am Standort Heilbronn die Steinkohleanlage Heil-

bronn Block 7 (im Folgenden: HLB 7), die im Jahr 2023 von der Antragstelle-

rin als systemrelevant ausgewiesen und nach entsprechender Genehmigung 

durch die Bundesnetzagentur an der Stilllegung gehindert wurde. Der Betei-

ligten ist die Stilllegung der Anlage nach dem aktuell gültigen Genehmi-

gungsbescheid vom 22.11.2023 (Az. 4.14.03.02/23-015) bis zum Zeitpunkt der 

kommerziellen Inbetriebnahme der von der Beteiligten am gleichen Stand-

ort neu zu errichtenden Anlage Heilbronn Block 8 (im Folgenden HLB 8) un-

tersagt.  

Am 01.09.2025 fand ein gemeinsames Gespräch der Beteiligten, der Antrag-

stellerin und der Bundesnetzagentur statt, in dem die Beteiligte darauf hin-

wies, dass die Stilllegung von HLB 7 bereits zum Zeitpunkt der kommerziel-

len Inbetriebnahme von HLB 8 eine Gefahr für die netzseitige Versorgungs-

sicherheit darstelle, welche im konkreten Fall jedoch durch eine erneute Sys-

temrelevanzausweisung abgewehrt werden könne. Die Beteiligte legte zu-

nächst dar, dass nach allgemeinen statistischen Erhebungen und eigener be-

trieblichen Erfahrung die Ausfallraten von neu in Betrieb genommenen Er-

zeugungsanlagen während der ersten, mehrere Monate dauernden Phase 

nach ihrer kommerziellen Inbetriebnahme deutlich erhöht seien, da sich 
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verdeckte Mängel erst während des Betriebs der Anlage zeigten. Sollte es aus 

diesem Grund während dieser Betriebsphase zu einem (oder mehreren) 

Frühausfällen von HLB 8 kommen und HLB 7 gemäß des aktuell wirksamen, 

o.g. Genehmigungsbescheids infolge des Wegfalls der Systemrelevanz nicht 

mehr verfügbar sein, resultiere aufgrund des Fehlens von gesicherter Erzeu-

gungsleistung an diesem Kraftwerksstandort bzw. dem entsprechenden 

Netzverknüpfungspunkt eine Gefahr für die Sicherheit und Zuverlässigkeit 

des Elektrizitätsversorgungssystems. Diese Gefahr lasse sich durch die Ver-

längerung der Systemrelevanzausweisung abwehren. Dieses Vorgehen 

stünde auch im Einklang mit der Regelung aus der ersten immissionsschutz-

rechtlichen Teilgenehmigung des Regierungspräsidiums Stuttgart für die 

Anlage HLB 8 (Aktenzeichen RPS54_1-8823-381/35/1), wonach die endgül-

tige Stilllegung von HLB 7 erst zum Zeitpunkt der gesicherten Inbetrieb-

nahme von HLB 8 erfolgen müsse. Den Zeitpunkt der gesicherten Inbetrieb-

nahme definieren Beteiligte und Antragstellerin wie folgt: Die gesicherte In-

betriebnahme einer Erzeugungsanlage liegt vor, wenn die Betreiberin die 

kommerzielle Betriebsbereitschaft erklärt und zu einem späteren Zeitpunkt 

gegenüber der zuständigen immissionsschutzrechtlichen Behörde gemäß 

§ 15 Abs. 3 BImSchG den Zeitpunkt der Betriebseinstellung der Altanlage an-

gezeigt habe. 

Es sei daher möglich, eine entsprechende Systemrelevanzausweisung und 

deren Genehmigung durch die Bundesnetzagentur vorausgesetzt, die Betei-

ligte während des Anfangszeitraums nach der kommerziellen Inbetrieb-

nahme von HLB 8 bis zum Zeitpunkt der gesicherten Inbetriebnahme dieser 

Anlage zum Weiterbetrieb von HLB 7 im Rahmen der Netzreserve zu ver-

pflichten. 

Hierdurch könnten Gefahren für die netzseitige Versorgungssicherheit in-

folge möglicher Frühausfälle von HLB 8 aufgrund verdeckter Mängel durch 

die Vorhaltung und den Einsatz von HLB 7 solange abgewehrt werden, bis 

der Betrieb von HLB 8 zuverlässig funktioniere und die Vorhaltung von 

HLB 7 zur Absicherung von möglichen Nichtverfügbarkeiten von HLB 8 

nicht mehr erforderlich sei.  

Die Beteiligte gehe unter Berücksichtigung des Projektfortschritts und unter 

dem Vorbehalt, dass keine erheblichen Verzögerungen eintreten, aktuell da-

von aus, dass die kommerzielle Inbetriebnahme von HLB 8 im dritten oder 
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vierten Quartal 2027 erfolgen werde und die gesicherte Inbetriebnahme 

schließlich bis Juni 2028 vorliege. 

Mit Schreiben vom 28.11.2025, der Bundesnetzagentur zugegangen am 

02.12.2025, erklärte die Antragstellerin, sie habe die Systemrelevanz der An-

lage HLB 7 über den aktuell genehmigten Zeitpunkt hinaus, der kommerzi-

ellen Inbetriebnahme von HLB 8, bis zum Datum der gesicherten Inbetrieb-

nahme von HLB 8, längstens bis zum 31.03.2031, ausgewiesen.  

Die Antragstellerin legte eine Sensitivitätsberechnung in Bezug auf die bei-

den Szenarien der Langfristanalyse der Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) 

aus dem Jahr 2023 vor, die begründe, dass eine Systemrelevanz von HLB 7 bis 

längstens zum 31.03.2031 bestehe1.  

Die Bundesnetzagentur leitete auf diesen Antrag hin das vorliegende Verwal-

tungsverfahren nach § 66 Abs. 1 EnWG ein.  

Der Beteiligten wurde mit Schreiben vom 09.12.2025 mitgeteilt, dass sie im 

Rahmen des Genehmigungsverfahrens Gelegenheit habe, eine Stellung-

nahme abzugeben. Von dieser Möglichkeit machte die Beteiligte mit Schrei-

ben vom 18.12.2025 Gebrauch. Sie erklärte, mit der erneuten Systemrele-

vanzausweisung von HLB 7 bis zum Zeitpunkt der gesicherten Inbetrieb-

nahme von HLB 8, längstens bis zum 31.03.2031, einverstanden zu sein.  

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte Bezug genommen. 

II. 

Dem Antrag auf Genehmigung der Systemrelevanzausweisung des Kraft-

werksblocks HLB 7 bis zum Zeitpunkt der gesicherten Inbetriebnahme der 

Anlage HLB 8, längstens bis zum 31.03.2031, ist stattzugeben, denn er ist zu-

lässig und aufgrund des Vorliegens der Genehmigungsvoraussetzungen 

nach § 13b Abs. 5 Satz 4, Abs. 2 Satz 2 EnWG auch begründet. 

1.  

Nach der Rechtsprechung des OLG Düsseldorf ist eine Gefährdung für die 

Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems im 

1 Vgl. Langfristanalyse 2030, abrufbar unter: https://www.netztransparenz.de/Wei-
tere-Veroeffentlichungen/Studie-zum-beschleunigten-Kohleausstieg-bis-2030
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Sinne des § 13b Abs. 2 Satz 2 EnWG gegeben, wenn die zur Stilllegung anste-

hende Erzeugungsanlage in der bedarfsdimensionierenden Stunde (sog. 

Grenzsituation) der maßgeblichen Systemanalyse der ÜNB zum Redispatch 

herangezogen wird (OLG Düsseldorf, Beschl. v. 19.12.2018, Az.: 3 Kart 117/17 

(V) Rn. 71 ff.).  

Vorliegend kann die Antragstellerin die Systemrelevanzausweisung von 

HLB 7 längstens bis zum 31.03.2031 auf das Ergebnis der Sensitivitätsrech-

nung zur Langfristanalyse2 der ÜNB aus dem Jahr 2023 für den Betrach-

tungszeitraum vom 01.04.2030 bis zum 31.03.2031 stützen.  

Nach dem Ergebnis der Sensitivitätsbetrachtung, in der die Verfügbarkeit 

von HLB 7 im Betrachtungszeitraum 2030/2031 unterstellt ist, wird die An-

lage sowohl in der Variante A, die einen optimistischen Netzausbauzustand 

im Jahr 2031 zugrunde legt, als auch in Variante B, die den Netzausbauzu-

stand des Jahres 2031 konservativ abschätzt, in der jeweiligen Grenzsituation 

von den Übertragungsnetzbetreibern mit voller Leistung zum Redispatch 

eingesetzt. 

Dennoch war die Antragstellerin gehalten, die Systemrelevanz von HLB 7 

unter der auflösenden Bedingung auszuweisen, dass die Anlage HLB 8 gesi-

chert in Betrieb geht. Die Voraussetzungen der gesicherten Inbetriebnahme 

werden nach dem gegenwärtigen Zeitplan der Beteiligten und unter dem 

Vorbehalt, dass sich keine Verzögerungen einstellen, im Juni 2028 vorliegen. 

Die erste Voraussetzung, die kommerzielle Inbetriebnahme, wird gemäß des 

aktuellen Planungsstandes im dritten oder vierten Quartal 2027 erfolgen. Die 

zweite Voraussetzung, die Anzeige gemäß § 15 Abs. 3 BImSchG gegenüber 

dem Regierungspräsidium Stuttgart über das Datum der Betriebsaufgabe der 

Altanlage, soll im Juni 2028 erfolgen.  

Die Antragstellerin ist berechtigt, die Systemrelevanzausweisung von HLB 7 

über den Zeitpunkt der kommerziellen Inbetriebnahme hinaus auf den Zeit-

raum zwischen kommerzieller und gesicherter Inbetriebnahme von HLB 8 

auszuweiten. Die Darlegungen der Beteiligten zur Häufung von Frühausfäl-

len von neu in Betrieb gehenden technischen Anlagen bzw. 

2 Vgl. Langfristanalyse 2030, abrufbar unter: https://www.netztransparenz.de/Wei-
tere-Veroeffentlichungen/Studie-zum-beschleunigten-Kohleausstieg-bis-2030
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Erzeugungsanlagen sind überzeugend und durften von der Antragstellerin 

der erneuten Systemrelevanzausweisung zugrunde gelegt werden.  

Die Antragstellerin musste die Systemrelevanzausweisung von HLB 7 unter 

die auflösende Bedingung der gesicherten Inbetriebnahme von HLB 8 stel-

len. Hierdurch kommt die Antragsstellerin der Verpflichtung des § 13b Abs. 5 

Satz 8 EnWG nach. Demnach darf ein Übertragungsnetzbetreiber die Sys-

temrelevanz einer Anlage nur solange ausweisen, wie es erforderlich ist, um 

eine Gefahr für die netzseitige Versorgungssicherheit durch eine Stillle-

gungsuntersagung und die Verpflichtung zum Weiterbetrieb einer Erzeu-

gungsanlage abzuwehren.  

Ein zeitlich unbedingtes bzw. spätestens bis zum 31.03.2031 wirksames Still-

legungsverbot von HLB 7 ist jedoch nicht erforderlich, da die Inbetrieb-

nahme von HLB 8 zum Schutz der Versorgungssicherheit besser geeignet ist 

als der Weiterbetrieb von HLB 7. Eine zeitlich unbedingte Systemrele-

vanzausweisung verhinderte jedoch, dass die Beteiligte die besser geeignete 

Anlage HLB 7 betreiben darf. Der Beteiligten wäre untersagt, den Zustand der 

gesicherten Inbetriebnahme von HLB 8 herbeizuführen. Aus Tenorziffer 2.9. 

der ersten immissionsschutzrechtlichen Teilgenehmigung des Regierungs-

präsidiums Stuttgart für den Bau und Betrieb des HLB 8 vom 12.07.2024 

ergibt sich wiederum die Verpflichtung der Beteiligten, ab gesicherter Inbe-

triebnahme von HLB 8 den Betrieb von HLB 7 einzustellen. Der Betrieb von 

HLB 8 ist besser geeignet als der Weiterbetrieb von HLB 7, da sich zugunsten 

der Antragstellerin die Bedingungen verbessern, das Übertragungsnetz mög-

lichst sicher zu betreiben. Die Durchführung von Redispatchmaßnahmen 

unter Einsatz des künftig am Erzeugungsmarkt agierenden HLB 8 ermög-

licht eine effektivere Abwehr von Gefahren für die Sicherheit und Zuverläs-

sigkeit des Netzbetriebs. Die Neuanlage wird eine deutlich höhere Verfüg-

barkeit aufweisen, als das im Jahr 1985 in Betrieb genommene Kraftwerk 

HLB 7. Vor allem ist HLB 8 geeigneter zur Durchführung kurzfristig notwen-

diger Redispatchmaßnahmen, da es sich um eine gasbefeuerte Anlage han-

delt, die deutlich kürzere Anfahrzeiten aufweist als die steinkohlebefeuerte 

Anlage HLB 7. Dies ermöglicht der Antragstellerin mit kürzerem Vorlauf auf 

kritische Ereignisse während des Netzbetriebs zu reagieren. 

Zudem stellt der Betrieb von HLB 8 aus Sicht der Antragstellerin ein milderes 

Mittel als der Weiterbetrieb von HLB 7 dar. Eine unbedingte 
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Systemrelevanzausweisung greift intensiver in die Grundrechte der Beteilig-

ten aus Art. 12 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 1 Grundgesetz ein, als die Begrenzung 

der Systemrelevanz von HLB 7 auf den Zeitpunkt der gesicherten Inbetrieb-

nahme von HLB 8. Eine Systemrelevanzausweisung von HLB 7 bis zum 

31.03.2031 würde die Beteiligte mindestens bis zu diesem Zeitpunkt daran 

hindern, von ihrem Recht aus der immissionsschutzrechtlichen Genehmi-

gung zum Betrieb von HLB 8 Gebrauch zu machen. Dagegen kann durch die 

zeitlich begrenzte Stilllegungsuntersagung von HLB 7 das öffentliche Inte-

resse an der gesicherten Versorgung mit Elektrizität durchgesetzt werden, 

und gleichzeitig das Interesse der Beteiligten an ihrer wirtschaftlichen Betä-

tigung mit Gewinnerzielungsabsicht gewahrt werden.  

2.  

Zutreffend geht die Antragstellerin davon aus, dass eine Außerbetriebnahme 

von HLB 7 vor dem Zeitpunkt der gesicherten Inbetriebnahme von HLB 8 

mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer nicht unerheblichen Gefähr-

dung oder Störung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsver-

sorgungssystems führen würde.  

§ 13b Abs. 2 Satz 2 EnWG verlangt nicht, dass ein als sicher feststehender 

Kausalzusammenhang zwischen der stilllegungsbedingten Nichtverfügbar-

keit der betreffenden Erzeugungseinheit und der Beeinträchtigung des si-

cheren und zuverlässigen Betriebs des Übertragungsnetzes vorliegen muss. 

Es reicht vielmehr aus, dass die Nichtverfügbarkeit mit hinreichender Wahr-

scheinlichkeit zu einer Beeinträchtigung des sicheren und zuverlässigen 

Netzbetriebs führt. Anlässlich der Systemrelevanzprüfung ist die Antragstel-

lerin daher gehalten, einen entsprechend vorsichtigen Maßstab anzulegen. 

An die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts sind umso geringere Anfor-

derungen zu stellen, je größer der zu erwartende Schaden und je ranghöher 

das vom Gesetz geschützte Schutzgut sind (vgl. OLG Düsseldorf, Beschl. v. 

19.12.2018, Az. 3 Kart 117/17 (V) Rn. 87 f.). Diesem Maßstab ist die Antragstel-

lerin vor dem Hintergrund möglicher Beeinträchtigungen von Leib und Le-

ben sowie volkswirtschaftlicher Schäden infolge eines unkontrollierten flä-

chendeckenden Stromausfalls gerecht geworden.  

Ließen sich die Netzengpässe, die in Folge eines Frühausfalls von HLB 8 und 

der gleichzeitigen Nichtverfügbarkeit von HLB 7 infolge eines Wegfalls der 

Systemrelevanz entstünden, nicht durch eine geeignete Einspeisung von 
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Redispatchleistung verhindern, könnte dies zu einer thermischen Überlas-

tung der Betriebsmittel der ÜNB führen, woraus eine weiträumige Unterbre-

chung der Stromversorgung folgen kann.  

3.  

Ein Ermessen kommt der Bundesnetzagentur hinsichtlich der Genehmi-

gungsentscheidung nicht zu, da gemäß § 13b Abs. 5 Satz 4 EnWG der Antrag 

auf Genehmigung der Systemrelevanzausweisung zu genehmigen ist, wenn 

die betreffende Anlage systemrelevant ist.  

4. 

Die Beteiligte erhält eine Abschrift des Bescheides.
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Zustellung 

Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist bei dem 

Beschwerdegericht, dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: 

Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf), einzureichen. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung 

beträgt einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und 

kann auf Antrag von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts 

verlängert werden. Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegründung 

müssen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein.  

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Im Auftrag 

(Referat 626 - Versorgungssicherheit Strom) 


